TERRITORIALE GLIEDERUNG

1.	Allgemeine Begriffe der Organisation und der Verwaltung

1.1	Kontext

Die Prüfung der Gliederung eines Staates setzt die Kenntnis einiger Grundbegriffe voraus. Es gibt zwei Arten von Organisationssystemen: die zentralisierten Verwaltungen und die dezentralisierten Verwaltungen. Im Zusammenhang mit diesen beiden Systemen spricht man auch von Delokalisierung.

 

Die Zentralisierung konzentriert die gesamte Entscheidungsgewalt in den Händen eines einzigen Organs (in diesem Fall des Staates), das hierarchisch aufgebaut ist. Sie wird durch die Dekonzentration aufgelockert. Dabei wird die Entscheidungsbefugnis an Dienststellen übertragen, die der Zentralgewalt untergeordnet sind, jedoch im Rahmen der erhaltenen Weisungen selbst Entscheidungen treffen können. Die Zentralisierung erlaubt eine unvoreingenommene Verwaltungsführung und eine ausgewogene regionale Entwicklung. Da jedoch an der Spitze der Hierarchie entschieden wird, verfügen die Untergebenen nur über ausführende Kompetenzen. Auch können die Entscheidungen von den Bürgern schwer wahrgenommen oder als bürgerfremd aufgefasst werden. Schliesslich kann die Zentralgewalt leicht überlastet sein und das Risiko einer schleppenden Verwaltungsführung bergen. 

Unter Dezentralisierung versteht man eine Organisationsform, bei der Verwaltungsaufgaben Organen ausserhalb der Zentralgewalt übertragen werden. Diese verfügen über eine gewisse Autonomie, unterstehen aber der Aufsicht der Zentralverwaltung. Die Dezentralisierung ist demokratischer als die Zentralisierung und die Dekonzentration. Die dezentralisierte Körperschaft verfügt über die juristische Rechtspersönlichkeit, so dass sie sich selbst verwalten und schnell handeln kann. Dagegen kann das System zu Unterschieden und Disparitäten in der Verwaltung führen. Auch können lokale Interessen über das Allgemeinwohl gestellt werden.

Die Delokalisierung ist unabhängig von der Aufgaben- und Kompetenzverteilung, die sich im Zuge der Dekonzentration oder administrativen Dezentralisierung ergibt. Sie betrifft ausschliesslich den Standort oder die physische Präsenz der Verwaltungseinheiten sowie deren Verteilung auf das gesamte Staatsgebiet.



Die Antworten auf die Fragen 1 bis 3 sollen dem Verwaltungsrat Aufschluss geben, wie viel Gewicht den jeweiligen Systemen bei der Festlegung der territorialen Strukturen beizumessen ist.

1.2	Fragen und Antworten

Frage 1: Welches System ziehen Sie im Zuge der Neustrukturierung der Kantonsverwaltung vor?



�Zentralisiertes System�Dezentralisiertes System�Anderes�Keine Antwort��Private�8�30����Politische Parteien�1�2����Versch. Gruppierungen��5����Gemeinden �16�24��1��



Frage 2: Ist die rein geografische Dezentralisierung der kantonalen Strukturen wünschenswert?



�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�23�10�2�3��Politische Parteien��2�1���Versch. Gruppierungen�1�4����Gemeinden �21�19��1��



Frage 3: Wenn ja, soll dieser Grundsatz in der Verfassung verankert werden?



�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�13�13�6�6��Politische Parteien�1��1�1��Versch. Gruppierungen�2�2��1��Gemeinden �15�11�3�12��

1.3	Bemerkungen und Vorschläge

1.3.1	Allgemeines

Die Antworten auf Fragen 1 bis 3 zeigen, dass die Mehrheit der Privatpersonen, der Gruppierungen sowie der Gemeinden für ein Organisationssystem mit dezentralisierter Verwaltung ist. Der Grundsatz einer eventuell in der Verfassung verankerten geografischen Dezentralisierung scheint ebenfalls auf Zustimmung zu stossen. 



Eine eingehendere Analyse der Bemerkungen und Vorschläge ergibt jedoch, dass diese Ergebnisse nuanciert werden müssen, da insbesondere ein ausgewogenes System gewünscht wird, das sowohl Elemente der Zentralisierung als auch solche der Dezentralisierung umfasst.

1.3.2	Argumente für die Zentralisierung

Das Hauptargument für eine zentralisierte Verwaltung ist die Tatsache, dass diese eine Gleichbehandlung sämtlicher Bürgerinnen und Bürger der verschiedenen Kantonsregionen gewährleistet. Auch scheint die geringe Grösse des Kantons gegen die Einführung eines dezentralisierten Systems zu sprechen. Weiter befürchten mehrere Personen, dass es in einer dezentralisierten Verwaltung zur "Vetternwirtschaft" kommen kann oder dass dieses System ein Risiko für den Datenschutz mit sich bringt, da die "heiklen" Akten von Leuten aus der näheren Umgebung behandelt werden. 



Weiterhin geht aus den Bemerkungen der Wunsch hervor, das zentralisierte Organisationssystem durch ein bestimmtes Ausmass an Dekonzentration und Delokalisierung der Verwaltung zu korrigieren, um den öffentlichen Bediensteten für Entscheidungen geringerer Tragweite einen bestimmten Handlungsspielraum zu geben. Ein Bürger hebt schliesslich hervor, dass die Gemeinden als dezentralisierte Einheiten par excellence bei einer Zentralisierung der Verwaltung dem Prinzip der Subsidiarität zufolge ihrerseits alle Aufgaben erfüllen müssen, die sie wahrzunehmen in der Lage sind.



1.3.3	Argumente für die Dezentralisierung

Eine Mehrheit der Teilnehmerinnen und Teilnehmer spricht sich aus Gründen der Bürgernähe, der Schnelligkeit, der Effizienz, der Identität und der Autonomie für eine dezentralisierte Verwaltungsorganisation aus. Ein Bürger würde ein solches System deshalb begrüssen, weil die Welle der Gemeindezusammenschlüsse immer weitere Kreise zieht. Seiner Meinung nach sollte diese Bewegung langfristig eine neue Aufgabenteilung zwischen dem Staat und den Gemeinden erlauben, in Richtung einer Verstärkung der Dezentralisierung. Die Zentralisierung wird kritisiert, da sie das Risiko eines übergrossen Verwaltungsapparats birgt. 



Mehrere Bürgerinnen und Bürger sowie einige Gruppierungen sind sich jedoch bewusst, dass auch ein dezentralisiertes System mit einigen Risiken verbunden ist, so zum Beispiel in Bezug auf die Funktionskosten sowie die Garantie der Gleichbehandlung. So schlägt Pro Infirmis vor, Informationssysteme zur Gewährleistung der Transparenz und Gleichbehandlung zu schaffen, während die Oberamtmännerkonferenz eine Rationalisierung auf Verwaltungsebene wünscht (Öffnung der Verwaltungsdienststellen). 



Die Antworten auf Frage 2 zeigen auf, dass die Teilnehmerinnen und Teilnehmer mehrheitlich für eine geografische Dezentralisierung sind. Mehrere Leute sind jedoch der Ansicht, dass diese Art der geografischen Dezentralisierung von einer funktionellen Dezentralisierung (auf der Grundlage von klaren Mandaten) begleitet werden muss. Während sich eine Mehrheit zugunsten der Verankerung des Grundsatzes der Dezentralisierung in der Verfassung abzeichnet, haben 30 Privatpersonen, Gruppierungen und Gemeinden diese Frage nicht beantwortet, so dass das Ergebnis mit Vorsicht zu betrachten ist. 

2.	Die Verwaltungsbezirke

2.1	Kontext

Die gegenwärtigen freiburgischen Bezirke können als Verwaltungsbezirke ohne echte rechtliche Stellung beschrieben werden, die dazu bestimmt sind, der dekonzentrierten Ausübung bestimmter Aufgaben der Zentralgewalt als Grundlage zu dienen. Konkret sind sie einerseits Träger zahlreicher spezifischer Aufgaben des Staates (zum Beispiel Grundbuchämter, Handelsregister, Betreibungsämter usw.), andererseits Träger der Aufgaben des Oberamtmanns. Der in jedem Bezirk vom Volk gewählte freiburgische Oberamtmann vertritt die Regierung und leitet einen Teil der dekonzentrierten Verwaltung. Dem Gesetz zufolge ist der Oberamtmann ein Vertreter der Zentralgewalt, der damit beauftragt ist, die Weisungen und Befehle des Staatsrats und dessen Direktionen auszuführen. Im Gegensatz zu den meisten anderen dekonzentrierten Vertretern, die in der Regel von der höchsten Behörde eingesetzt werden, wird er jedoch vom Volk gewählt. 



Die Diskussion um die territorialen Strukturen wirft unvermeidbar das Problem der Verwaltungsbezirke auf. Seit einigen Jahren ist zu beobachten, dass die Verwaltungsbezirke sich nur noch schwer Gehör verschaffen können. Dies trifft insbesondere gegenüber einer Reihe von neuen, meist aus Gemeindeübereinkünften oder -verbänden hervorgegangenen Strukturen zu, die sehr effizient sind und oft über die Bezirksgrenzen hinweg gehen. Dieser Verlust an Einfluss der Bezirke ist auch auf den Status der Bezirke zurückzuführen, der den heutigen Ansprüchen nicht mehr zu entsprechen scheint. Der Wandel der Aufgaben des Oberamtmanns hat zu einigen Disparitäten geführt. So fällt es den Oberamtmännern oft schwer, die Gemeinden, die sie beraten und mit denen sie im Rahmen der Verbände oft zu tun haben, gleichzeitig auch zu überwachen oder gar zur Ordnung zu rufen. Weiter hat der Umstand, dass die Oberamtmänner durch die Wählerschaft der Bezirke gewählt werden, diesen Verwaltungsgebieten eine politische Dimension verliehen. Auch haben die Hilfs- und Beratungsfunktionen der Oberamtmänner dazu beigetragen, sie zu Vertretern der Gemeinden ihres Bezirks zu machen. Diese Entwicklung hat dazu geführt, dass die Oberamtmänner sich der hierarchischen Kontrolle entziehen und gewissermassen als "dezentralisierte Vertreter" fungieren können - ein Umstand, der wiederum zu Verzerrungen geführt hat, da die Oberamtmänner die wichtigste Behörde des dekonzentrierten Bezirks sind. 



Die Bezirksstrukturen können über verschiedene Massnahmen dynamisiert werden.

Die verwaltungstechnische Einteilung des Kantonsgebiets in sieben Bezirke beruht auf politischen, geschichtlichen, soziologischen, sprachlichen und geografischen Faktoren, die 1848 aktuell waren. Angesichts der heutigen Notwendigkeit zur Rationalisierung und Vereinfachung des Verwaltungsapparats könnte eine Neueinteilung der Bezirke ins Auge gefasst werden. Denn obwohl es immer noch vorkommt, dass bei der Gründung von Gemeindeverbänden die Zugehörigkeit zu ein und demselben Bezirk als Kriterium verwendet wird, so setzt sich das Gebiet dieser Verbände doch oft über die Bezirksgrenzen hinweg. Dies hat zur Folge, dass ihre Strukturen mit den staatlichen Verwaltungsbezirken in Konkurrenz treten.

Anlässlich einer (neuen) Bezirkseinteilung könnte versucht werden, die Effizienz der Strukturen durch eine Konzentration zu erhöhen. Die geringe Einwohnerzahl bestimmter Bezirke legt nahe, dass einige von ihnen zusammengelegt werden könnten. Dies würde die Schaffung von drei oder vier neuen Bezirken erlauben, wobei der Schwerpunkt auf die Faktoren gelegt werden müssten, die ihre Identität ausmachen (u.a. geschichtliche, soziologische, politische, geografische Faktoren).

Für den Fall, dass die weiter oben erläuterten Massnahmen unzureichend wären, wäre es auch denkbar, die Verwaltungsbezirke aufzulösen, was insbesondere durch ihre mangelnde Effizienz zu rechtfertigen wäre. In diesem Fall müssten die Aufgaben der Oberamtmänner auf die Zentralverwaltung, die Gemeinden oder auf neue öffentlich-rechtliche Körperschaften mit eigenen Befugnissen übertragen werden. Diese letzte Lösung würde darin bestehen, die gegenwärtigen Bezirke zu dezentralisierten Verwaltungsorganen umzufunktionieren. Diese institutionalisierten Bezirke würden mit einer Rechtspersönlichkeit versehen. Konkret ergäbe dies eine weitere Fraktionierung der Autorität. Die Bezirke würden als echte Gebietskörperschaften eine Zwischenstufe zwischen den Gemeinden und dem Kanton bilden. Diese Lösung hätte den Vorteil, den einzelnen Bezirksgebieten ein gewisses Gewicht zu verleihen, würde jedoch auch hohe Kosten, Schwerfälligkeiten und Zuständigkeitskonflikte mit sich bringen. 



Die interessierten Privatpersonen, Gruppierungen und Gemeinden sind gebeten worden, sich zur Gesamtheit der weiter oben präsentierten Massnahmen zu äussern (Fragen 4 bis 8).

2.2	Fragen und Antworten

Frage 4: Soll eine Neueinteilung der Bezirke vorgenommen werden?



�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�24�11�1�2��Politische Parteien�2���1��Versch. Gruppierungen�3��1�1��Gemeinden �19�16�5�1��



Frage 5: Soll eine Reduzierung der Zahl der Bezirke erwogen werden?



�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�24�10�2�2��Politische Parteien�2���1��Versch. Gruppierungen�3�1�1���Gemeinden �18�17�5�1��



Frage 6: Wäre es angebracht:





�die Zahl der Bezirke in der Verfassung festzulegen�die grundlegenden Kriterien zur Festlegung der Bezirksgebiete in der Verfassung festzuhalten�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�18�23�1�1��Politische Parteien��2��1��Versch. Gruppierungen�2�4����Gemeinden �11�21�4�5��



Frage 7: Sind Sie der Meinung, dass die Bezirke, also die dekonzentrierten Verwaltungseinheiten, aufgelöst werden könnten?



�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�15�18�3�2��Politische Parteien�1�2����Versch. Gruppierungen��4�1���Gemeinden �11�23�6�1��



Frage 8: Sind Sie der Meinung, dass die Bezirke als Zwischenstufe zwischen der Zentralverwaltung und den Gemeinden zu öffentlich-rechtlichen Körperschaften werden könnten?



�Ja�Nein�Weiss nicht�Keine Antwort��Private�11�21�4�2��Politische Parteien�1�1�1���Versch. Gruppierungen�3�1�1���Gemeinden �10�28�2�1��2.3	Bemerkungen und Vorschläge

2.3.1	Allgemeines

Eine Mehrheit der Teilnehmerinnen und Teilnehmer ist der Meinung, dass zur Dynamisierung der Bezirksstrukturen eine Neueinteilung sowie eine Reduktion der Zahl der Verwaltungsbezirke erwogen werden soll. Der Vorschlag einer kompletten Auflösung der Bezirke und deren Umwandlung zu dezentralisierten öffentlich-rechtlichen Körperschaften (zwischen dem Zentralstaat und den Gemeinden) wird deutlich abgelehnt. In diesem Zusammenhang wird vorgeschlagen, dass der neue Verfassungstext anstatt die Zahl der Bezirke die grundlegenden Kriterien zu ihrer Festlegung festhält. Einige Bürgerinnen und Bürger sind sogar der Ansicht, dass die Verfassung sowohl die Zahl als auch die Kriterien für die Festlegung der Bezirksgebiete präzisieren soll.



Diese Ergebnisse bedürfen einiger Kommentare. So kann festgestellt werden, dass die Privatpersonen eine Neueinteilung und eine Reduktion der Zahl der Bezirke weitaus stärker befürworten als dies die Gemeinden tun, die eine Reduktion nur mit einer Stimme Mehrheit annehmen. Auch sind die Privatpersonen im Vergleich zu den Gemeinden eher bereit, die Bezirke ganz einfach aufzulösen.



Weiterhin geht hervor, dass eine Verbindung zwischen den Fragen 4 und 5 besteht, da die Bürger, Gruppierungen und Gemeinden, die eine Neueinteilung der Bezirke begrüssen würden, mehrheitlich auch ein Überdenken der Zahl der Bezirke im Kanton wünschen.

2.3.2	Neueinteilung der Bezirke

Die Befürworter einer Neueinteilung der Bezirke berufen sich auf mehrere Gründe:

Manche sind der Meinung, dass diese Neueinteilung die Grössenunterschiede zwischen den Bezirken ausgleichen würde (z.B. zwischen den Glane- und dem Saanebezirk), so dass diese ein vergleichbares Gewicht erhalten.

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Neueinteilung in Abhängigkeit der Gebietsverbundenheit, und nicht aufgrund historischer Faktoren erfolgen sollte. So könnten sich bestimmte Gemeinden dafür entscheiden, sich mit ihrem "natürlichen Pol" zu verbinden (z.B. Misery: Saane). 

Eine der interessierten Gemeinden erachtet schliesslich, dass eine Diskussion der Gebietseinteilungen des Kantons Gelegenheit gibt, die Stellung der Stadt Freiburg als nicht nur von einem Bezirk, sondern vom gesamten Kantonsgebiet abhängigen Hauptort zu überdenken.



Die Bürger, die eine Neueinteilung der Bezirke ablehnen, betrachten diese Massnahme als unzweckmässig. Eine Gemeinde ist der Ansicht, dass sich eine Neueinteilung für die enklavierten Regionen als überflüssig herausstellt, solange die Kantonsgrenzen respektiert werden müssen.

2.3.3	Reduktion der Zahl der Bezirke

Die Mehrheit der Teilnehmerinnen und Teilnehmer wünscht eine Reduktion der Zahl der Bezirke, dies insbesondere hinsichtlich der geringen Einwohnerzahl bestimmter Bezirke (z.B. Glane, Vivisbach). Eine Neugliederung der Bezirke sollte es deshalb erlauben, ausgeglichenere Gebietseinteilungen vorzunehmen. Andere Personen betonen, dass Grenzgemeinden in diesem Fall ihren Bezirk selbst wählen können müssen.



Die Privatpersonen, Gruppierungen und Gemeinden scheinen sich bezüglich der Zahl von drei bis vier Bezirken für das gesamte Kantonsgebiet einig zu sein. Dagegen gehen ihre Meinungen hinsichtlich der Kriterien (geografisch, demografisch, sprachlich usw.), die zur Gebietsfestlegung dieser neuen Bezirke anzuwenden sind, auseinander. Das Kriterium der Sprache scheint ein Problem darzustellen, da mehrere Teilnehmerinnen und Teilnehmer wünschen, dass die neuen Einheiten keine sprachlichen Minderheiten umfassen, während andere (darunter die Christlichdemokratische Volkspartei) der Meinung sind, dass das Kriterium der Sprache nicht zu berücksichtigen sei.



Eine Reihe von Bürgern und Gruppierungen schlägt konkrete Lösungen zur Gebietsfestlegung der neuen Bezirke vor. 

Die Demokratisch-Soziale Partei von Saane-Land meint, dass drei Bezirke ausreichen würden, und schlägt einen Südbezirk (Glane/Vivisbach/Greyerz), einen Zentralbezirk (Saane/Broye/französischsprachiger oberer Seebezirk) und einen Nordbezirk (deutschsprachiger Seebezirk /Sense) vor. 

Ein Bürger schlägt vor, eine neue Einheit mit dem Greyerzbezirk und dem gegenwärtigen Vivisbachbezirk zu gründen. Das Grenzgebiet zwischen dem Vivisbach und der Glane könnten in diesen Bezirk integriert werden.



Die Gegner einer Reduktion der Zahl der Bezirke geben wenig Gründe für ihre Ablehnung an. Eine Privatperson beruft sich darauf, dass die Bezirke eine historische und identitätsbildende Realität darstellen und in ihrer heutigen Form zu erhalten sind.

2.3.4	Verankerung der Zahl der Bezirke oder der grundlegenden Kriterien zur Festlegung der Bezirksgebiete in der Verfassung 

Es wird mehrheitlich die Verankerung der grundlegenden Kriterien zur Festlegung der Bezirksgebiete in der Verfassung gewünscht, da diese Lösung gegenüber der Festlegung der exakten Zahl der Bezirke flexibler ist. Eine Teilnehmerin möchte sogar, dass die Kriterien ziemlich allgemein formuliert werden, um die Verfassung nicht allzu starr zu machen.



Eine grosse Minderheit der Privatpersonen will jedoch die Zahl der Bezirke in der Verfassung festlegen. Eine Gemeinde weist darauf hin, dass die Zahl der Bezirke auf Verfassungsstufe, die Gebietseinteilung dagegen durch namentliche Erwähnung der jeweiligen Gemeinden auf Gesetzesstufe festgelegt werden könnte.

2.3.5	Auflösung der Bezirke

Die meisten Privatpersonen, Gruppierungen und Gemeinden wünschen, dass die Bezirke echte Verwaltungsbezirke bleiben, die mit der Ausführung der dekonzentrierten Aufgaben des Staates beauftragt sind. Die Oberamtmännerkonferenz erachtet insbesondere, dass die Bezirke beibehalten werden müssen, da sie einen ortsverbundenen Dienst erlauben. Ein Teilnehmer präzisiert seinerseits, dass das aktuelle System beibehalten werden kann, unter der Bedingung, dass die Zahl der Bezirke reduziert wird und die Oberamtmänner einzig verwaltungstechnische Aufgaben wahrnehmen (Aufhebung der Volkswahl). 



Nach Auffassung der Befürworter der Auflösung der Bezirke könnten die Aufgaben, die heute auf dieser Ebene wahrgenommen werden, zukünftig durch die grossen, professionell organisierten Gemeinden des Kantons übernommen oder zwischen dem Zentralstaat und den Gemeinden aufgeteilt werden. Eine Bürgerin nuanciert jedoch ihre Vorschläge und wünscht, dass Kommunikations- und Auskunftsstellen auf Bezirksebene bleiben, dass "die Leute Bürgernähe brauchen".

2.3.6	Umwandlung der heutigen Bezirke in öffentlich-rechtliche Körperschaften als Zwischenstufe zwischen der Zentralverwaltung und den Gemeinden

Die Idee der Schaffung einer zusätzlichen Stufe zwischen der Zentralgewalt und den Gemeinden wird von den Teilnehmerinnen und Teilnehmern mehrheitlich abgelehnt. Sie befürchten insbesondere, dass diese Operation mit hohen Kosten verbunden ist und sie zu Schwerfälligkeiten, einem Effizienzverlust und Zuständigkeitskonflikten zwischen den drei Stufen der Entscheidungsfällung führt. Die Oberamtmännerkonferenz vertritt die Ansicht, dass die gegenwärtigen Systeme zur interkommunalen Zusammenarbeit durchaus genügen.



Einige Teilnehmerinnen und Teilnehmer befürworten jedoch die Institutionalisierung von öffentlich-rechtlichen Körperschaften als Zwischenstufe zwischen den Gemeinden und dem Zentralstaat. So meint z.B. eine Gemeinde, dass es besser ist, die Kräfte innerhalb eines Bezirks zu konzentrieren, als über eine Vielzahl von interkommunalen Verbänden handeln zu müssen. Ein Bürger schlägt ein konkretes System zur Funktionsweise dieser neuen Einheiten vor: Seiner Ansicht nach sollten die "neuen" Bezirke nicht mit Regionalparlamenten versehen werden, da die Parlamentarier je nach ihrer Herkunft regionale Verwaltungskommissionen bilden könnten. Dagegen sollten "die vollziehenden Behörden dieser "Zone" vom Volk gewählt werden und einen Ministerrat mit höchstens vier oder 5 Mitgliedern um den Oberamtmann bilden (...). Die Ressourcen der "Zone" sollten aus den Steuern und den Subventionen des Kantons und zum Teil des Bundes stammen, während die Gemeinde- und Kantonsmittel ausschliesslich aus den Steuern und für den Kanton zusätzlich aus den Bundessubventionen stammen sollen".

3.	Die Wahlkreise 

3.1	Kontext 

Die Wahlkreise und Gerichtsbezirke entsprechen der Legislative und der Judikative. Sie müssen somit nicht auf der Grundlage theoretischer Systeme der Verwaltungsorganisation angelegt sein. Dennoch geben die allgemeinen Grundzüge, die aus diesen Systemen hervorgehen, nützliche Anhaltspunkte bezüglich der Neudefinierung ihrer territorialen Strukturen.



Das Kantonsgebiet ist gegenwärtig in acht Wahlkreise unterteilt, damit die nach dem Proporzsystem gewählten Mitglieder aus sämtlichen Kantonsregionen stammen. Diese Aufteilung ist jedoch unbefriedigend, da bedeutende, jedoch weniger bevölkerungsstarke Unterregionen beim Ersatz ihrer ausscheidenden Grossräte nicht mehr vertreten sind. Dieses Problem könnte im Rahmen der Verfassungsrevision gelöst werden, indem z.B. neue Wahlkreise geschaffen würden, die sämtliche kantonalen Unterregionen berücksichtigen. Um jedoch zu verhindern, dass das Proporzsystem ausgehöhlt wird, müsste jeder der neu geschaffenen Wahlkreise die Wahl von mindestens vier bis fünf Abgeordneten erlauben. Läge die Zahl der zu wählenden Parlamentarier in einigen Kreisen unter dieser Zahl, würde das Proporzsystem in Richtung Majorzsystem abgleiten.



Für die "territoriale" Ausübung der Justiz (in Zivil- und Strafsachen) musste das Kantonsgebiet in sieben Gerichtsbezirke gegliedert werden, die sich mit den gegenwärtigen Bezirken decken. Schon heute gibt es aber z.B. für die Strafuntersuchung, die Wirtschaftsgerichtsbarkeit, die Jugendstrafkammer sowie die Verwaltungsgerichtsbarkeit keine Unterteilungen mehr, und man kann sich überlegen, ob die "Lokalpräsenz" der zivil- und strafrechtlichen Gerichte zur Rechtspflege überhaupt noch erforderlich ist.

Der Kanton könnte einen einzigen Gerichtsbezirk für sämtliche Zivil- und Strafsachen bilden. Dies böte den Vorteil, die Gerichtspraxis bereits auf erstinstanzlicher Ebene zu vereinheitlichen. 

Der Kanton könnte auch in drei oder vier Gerichtsbezirke unterteilt werden, die auf dieselbe Weise festgelegt würden, wie die "neuen" Verwaltungsbezirke. Diese Gerichtsbezirke würden je nach der vorherrschenden Sprache als deutschsprachige oder französischsprachige Gerichtsbezirke ausgelegt sein. Zweisprachige Gerichtsbezirke gäbe es keine mehr. Dieses System weist ein grosses Sparpotential auf, würde jedoch den Multikulturalismus der Gerichtsbehörden der Gerichtsbezirke aushöhlen.

Schliesslich könnte in der Folge der Volksabstimmung vom 12. März 2000 bezüglich der neuen Bundesverfassung die Möglichkeit erwogen werden, "multikantonale" Gerichtsbezirke zu bilden und in der Verfassung zu verankern. 



Mit den Fragen 9 bis 11 soll die Meinung der freiburgischen Bevölkerung in Bezug auf die Wahlkreise und Gerichtsbezirke sowie auf eine etwaige Bildung von "multikantonalen" Gerichtsbezirken in Erfahrung gebracht werden.

3.2	Fragen und Antworten

Frage 9: Soll die Zahl der Wahlkreise erhöht werden, um jeder Unterregion zumindest einen "festen Grossratssitz" garantieren zu können?
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Frage 10: Soll die Gliederung der gegenwärtigen Gerichtsbezirke geändert werden?
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Frage 11: Soll die neue Verfassung eine Bestimmung enthalten, die es ermöglichen würde, zusammen mit angrenzenden Kantonen die Schaffung gemeinsamer Gerichtsbezirke zu erwägen?
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3.3.1	Allgemeines

Die Bildung von neuen Wahlkreisen wird mehrheitlich abgelehnt. Die Antworten scheinen zu zeigen, dass die regionale Vertretung im Grossen Rat durch das heutige System ausreichend garantiert ist oder dass die erwogene Massnahme das Proporzsystem allzu sehr behindern würde. Das Ergebnis muss jedoch nuanciert werden, da sich die Antworten der Privatpersonen die Waage halten (18 Ja und 18 Nein). 



In Bezug auf die Gerichtskreise scheinen die Teilnehmerinnen und Teilnehmer eher für eine Neueinteilung und die etwaige Bildung gemeinsamer Gerichtsbezirke mit den angrenzenden Kantonen zu sein. Die Gemeinden zeigen sich hinsichtlich dieser Vorschläge etwas zurückhaltender und befürworten sie nur mit einer knappen Mehrheit.

3.3.2	Die Wahlkreise

Die Mehrheit der interessierten Privatpersonen, Gruppierungen und Gemeinden verwirft die Idee der Schaffung neuer Wahlkreise. Ein Bürger ist der Auffassung, dass dieses System "den Proporz verfälscht", während eine Gruppierung die Meinung vertritt, dass allzu viele Restriktionen die Wahlfreiheit der Bürgerschaft beschneiden. 



Eine starke Minderheit von Privatpersonen und einige Gemeinden möchten eine Erhöhung der Zahl der Wahlkreise fördern, um die regionale Vertretung im Grossen Rat zu verbessern. Aus den Bemerkungen geht allerdings hervor, dass dieser Vorschlag eine Proporzwahl voraussetzt. Während einem Bürger daran liegt, dass nicht zu viele "neue Kreise" gebildet werden, wünscht ein anderer, dass ein Schwellenwert festgelegt wird. Eine Bürgerin ist schliesslich der Meinung, dass keine stillschweigenden Wahlen möglich sein sollten.



Eine interessierte Gruppierung schlägt ein neues Wahlsystem vor, das es der Bevölkerung erlauben würde, sowohl ihre regionalen als auch ihre kantonalen Vertreter zu wählen.

3.3.3	Die Gerichtsbezirke

Eine Mehrheit der Interessierten wünscht, dass die Zahl und die Gliederung der Gerichtsbezirke überdacht wird. 

In diesem Zusammenhang sind mehrere Privatpersonen und Gemeinden der Auffassung, dass ihre Zahl reduziert werden soll (auf drei oder vier). Ihre neue Einteilung sollte sich mit denen der Bezirke decken. Was die Beibehaltung oder die Auflösung von zweisprachigen Gerichtsbezirken angeht, gehen die Meinungen jedoch auseinander: Während die einen finden, dass diese unbedingt beibehalten werden müssen, wünschen andere ihre Auflösung (z.B. durch die Bildung eines einzigen deutschsprachigen Gerichtsbezirks für den See- und den Sensebezirk).

Eine Gemeinde schlägt ihrerseits vor, den Kanton in zwei Gerichtsbezirke zu gliedern. "Da diese Lösung nur die Gerichtsbarkeit betrifft, hätte sie keinen Einfluss auf den Sprachenfrieden. Dagegen würde sie zu einer Verbesserung der Rechtspflege beitragen, welche die Kenntnis der Sprache und der Kultur der Gerichtsparteien voraussetzt". 

Schliesslich sei erwähnt, dass einige Teilnehmerinnen und Teilnehmer sich nicht für die Bildung eines einzigen Gerichtsbezirks aussprechen, was vermuten lässt, dass den Bürgerinnen und Bürgern an der "Lokalpräsenz" der Gerichtsbarkeit liegt.



Das Projekt der Bildung gemeinsamer Gerichtsbezirke mit bestimmten angrenzenden Kantonen stösst bei den meisten Interessierten auf Zustimmung (etwas weniger ausgeprägt bei den Gemeinden), wenn Regionen "aus geografischen Gründen bereits zusammenleben oder wenn sie wirtschaftlich miteinander verstrickt sind". Die Oberamtmännerkonferenz findet, dass während die Bildung gemeinsamer Gerichtsbezirke nicht notwendig ist, eine interkantonale Zusammenarbeit durchaus wünschenswert bleibt. Ein Bürger hebt hervor, dass die Realisierung dieser neuen Gerichtsbezirke zurzeit unmöglich ist, da die Prozeduren kantonal sind.

4.	Die Gemeinden

4.1	Kontext

Die Gemeinden sind öffentlich-rechtliche Körperschaften mit eigener Rechtspersönlichkeit. Sie sind Mittel der verwaltungstechnischen Dezentralisierung und Instrument der politischen Dezentralisierung zugleich. 



In der Schweiz verfügen die Gemeinden über eine geringe durchschnittliche Fläche sowie eine geringe mittlere Einwohnerzahl. Die Grösse der freiburgischen Gemeinden variiert zwischen 47 und 32’000 Einwohnern. Diese geringe Grösse bringt eine Reihe von Schwierigkeiten mit sich (z.B. Kosten der Dienstleistungen, Demokratiedefizit durch häufiges Zurückgreifen auf Gemeindeverbände, Schwierigkeit, die Organe zu bestellen usw.). Seit einigen Jahren sind zahlreiche freiburgische Gemeinden nicht mehr in der Lage, die örtlichen öffentlichen Dienstleistungen und Güter effizient und wirtschaftlich zu erbringen. Diese Tendenz macht sich insbesondere bei den aufwendigsten Aufgaben bemerkbar (OS, Alters- und Pflegeheime, Spitäler, Abfallentsorgung usw.). 



Aus diesem Grund haben die öffentlich-rechtlichen Körperschaften beschlossen, ihre Kräfte zu bündeln, und die interkommunale Zusammenarbeit hat in den vergangenen Jahren stark zugenommen. Diese Zusammenarbeit hat jedoch auch ihre Grenzen und kann das Problem der geringen Grösse der Gemeinden nicht lösen. Aus diesem Grund muss entschieden werden, ob die interkommunale Zusammenarbeit in Zukunft gefördert werden soll, wenn die Gemeinden aufgrund ihrer kleinen Grösse nicht in der Lage sind, eine oder mehrere Aufgaben alleine zu erfüllen.



Hinsichtlich des indirekten Finanzausgleichs ginge eine Umverteilung der Mittel notwendigerweise zu Lasten der finanziell besser gestellten Gemeinden. Nun hängt aber die finanzielle Lage einer Gemeinde nicht nur von einer guten Geschäftsführung, sondern auch von ihren Steuereinnahmen ab. Diesbezüglich bestehen grosse Unterschiede zwischen den Bezirken, die nur durch eine Umverteilung der Mittel ausgeglichen werden könnten. Somit stellt sich erneut die Frage, ob den Gemeinden mit geringerer Grösse und/oder unzureichenden Steuereinnahmen durch den interkommunalen Finanzausgleich geholfen werden soll.



Hinsichtlich der Gemeindezusammenschlüsse hat der Grosse Rat vor kurzem eine Reihe von Massnahmen getroffen, die freiwillige Zusammenschlüsse fördern sollen. Die Regierung hat ihren Willen zum Ausdruck gebracht, die Förderung solcher Zusammenschlüsse noch während 5 Jahren weiterzuführen. Langfristig wird sich die Frage des Schicksals der Gemeinden stellen, die trotz der getroffenen Massnahmen keine ausreichende Grösse erreicht haben, und es muss bestimmt werden, ob in Härtefällen eine Zwangsfusion angeordnet werden soll.



Schliesslich scheint es, dass die Ziele der Aufgabenteilung nur dann verwirklicht werden können, wenn die Gemeinden auch in der Lage sind, ihre Rolle als Gemeinwesen mit Aufgaben allgemeiner Tragweite wahrzunehmen. Diesbezüglich scheint die Erhöhung der Gemeindegrösse als unumgängliche Notwendigkeit, es sei denn, dass bestimmte Aufgaben nur an Gemeinden übertragen werden, die diese auch wahrnehmen können.



Mit Fragen 12 bis 17 soll in Erfahrung gebracht werden, wie die Privatpersonen, Gruppierungen und Gemeinden zu den oben aufgeführten Massnahmen stehen.

4.2	Fragen und Antworten

Frage 12: Soll eine Verfassungsbestimmung geschaffen werden, die es erlauben würde, einen Zusammenschluss von Gemeinden unter bestimmten Umständen zu erzwingen?
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Frage 13: Soll der Staat seine finanziellen Anstrengungen bezüglich der Förderung von freiwilligen Gemeindezusammenschlüssen intensivieren?
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Frage 14: Soll anderenfalls für Härtefälle die Möglichkeit einer Zwangsfusion vorgesehen werden?
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Frage 15: Wäre es angebracht, das Modell der finanziellen Solidarität zwischen den Gemeinden durch einen interkommunalen Finanzausgleich zu stärken, indem die finanziell besser gestellten Gemeinden stärker zur Kasse gebeten würden?
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Frage 16: Soll die Möglichkeit der Förderung der interkommunalen Zusammenarbeit in einer Verfassungsbestimmung festgehalten werden?
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Frage 17: Sollten bestimmte Aufgaben im Rahmen der Aufgabenteilung zwischen Staat und Gemeinden einzig den Gemeinden übertragen werden, die diese auch wahrnehmen können?
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4.3	Bemerkungen und Vorschläge

4.3.1	Allgemeines

Was die Gemeindezusammenschlüsse anbelangt, gehen die Meinungen hinsichtlich der Notwendigkeit, eine Verfassungsbestimmung zu schaffen, anhand der unter bestimmten Umständen ein Zusammenschluss erzwungen werden könnte, weit auseinander. Während die Gemeinden und politischen Parteien diesen Vorschlag ablehnen, sprechen sich die Privaten und die Gruppierungen mit knapper Mehrheit dafür aus. Die Idee einer Zwangsfusion in Härtefällen wird jedoch sowohl von der Bevölkerung als auch von den Gruppierungen und Gemeinden mehrheitlich akzeptiert. Auch in Bezug auf eine Intensivierung der finanziellen Anstrengungen des Staates für die Förderung von freiwilligen Zusammenschlüssen zeichnet sich eine Mehrheit von Ja-Stimmen ab. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer sehen keinen Widerspruch im Umstand, dass künftig einerseits eine Regelung zur Zwangsfusion, andererseits eine finanzielle Unterstützung von freiwilligen Zusammenschlüssen bestehen soll.



Auf Zustimmung stösst auch der Vorschlag, das System der finanziellen Solidarität zwischen den Gemeinden durch ein neues Modell des interkommunalen Finanzausgleichs zu stärken, das die finanzstarken Gemeinden stärker zur Kasse bittet.



Während die Privatpersonen, Parteien und Gruppierungen grösstenteils für die Einführung einer Verfassungsbestimmung sind, die es erlaubt, die interkommunale Zusammenarbeit zu stärken, zeigen sich die Gemeinden bezüglich der Zweckmässigkeit einer solchen Bestimmung unentschlossen (20 Ja und 19 Nein).



Schliesslich erachtet die Mehrzahl der Gemeinden, dass bestimmte Aufgaben im Rahmen der Aufgabenteilung zwischen Staat und Gemeinden nur den Gemeinden übertragen werden sollen, die diese auch wahrnehmen können. Dieser Vorschlag teilt die Privatpersonen in zwei gleich grosse Lager (17 Ja und 17 Nein), während sie von den politischen Parteien und den verschiedenen Gruppierungen abgelehnt wird.

4.3.2	Die obligatorischen Gemeindezusammenschlüsse

4.3.2.1	Argumente dafür 

Mehrere Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind für eine Zwangsfusion in Härtefällen, d.h. wenn eine Gemeinde nicht mehr in der Lage ist, sich selbst zu verwalten, die grundlegende Infrastruktur zu gewährleisten oder ihre Behörden zu bestellen. Die Härtefälle müssten präzise definiert werden, um jeglichen Missbrauch auszuschliessen.



Andere gehen einen Schritt weiter und wünschen, dass eine Gemeinde eine bestimmte Grösse aufweisen muss, damit sie weiter existieren darf. Vorgeschlagen wird ein Schwellenwert von 600 oder 800 Einwohnern.



Ein Bürger möchte schliesslich einen anderen Weg begehen. Er fordert den Verfassungsrat dazu auf, an erster Stelle die zu übertragenden Aufgaben zu analysieren und anschliessen die minimal erforderliche Gemeindegrösse festzulegen. Konkret wünscht er, dass sich die Gemeinden auf das öffentliche Schulwesen (vom Kindergarten bis zur unteren Sekundarstufe), die Sozialfürsorge, die interne Organisation der Gemeinde sowie auf das lokale Polizeiwesen (im Sinne des Begriffs: Dorfpolizist, Gendarm) konzentrieren. Die Mindestgrösse einer Gemeinde sollte von den Aufgaben abhängen, die ihr übertragen werden, und in ländlichen Regionen etwa 5000 Einwohner, in städtischen Zonen rund 10’000 Einwohner umfassen.

4.3.2.2	Argumente dagegen 

Auch die Bürgerinnen und Bürger, die gegen obligatorische Gemeindezusammenschlüsse sind, stützen sich auf mehrere Gründe. 

Einige betonen die Wichtigkeit der direkten Demokratie in der Schweiz und wünschen, dass die Entscheidungsbefugnis bezüglich der Gemeindezusammenschlüsse den einzelnen Gemeinden überlassen wird. 

Andere (darunter die freiburgische CVP und die Oberamtmännerkonferenz) unterstreichen, dass die Zusammenschlüsse kein Ziel an sich sind, sondern vielmehr ein Mittel, um verwaltungstechnische Restrukturierungen zu ermöglichen. 

Ein Bürger weist darauf hin, dass "zu viele Fusionen die Bevölkerung von den Entscheidungsträgern entfernen und unter den Entscheidungsträgern eine Klasse von Profipolitikern stärken würde, die sich eher nach den Weisungen der Parteien als nach dem Gemeinwohl richten". 

Schliesslich zweifeln mehrere Teilnehmerinnen und Teilnehmer an der Effizienz einer Fusion, die unter Zwang zustande gekommen ist. Ein Bürger schlägt deshalb vor, an Stelle der Zwangsfusion ein Bonus/Malus-Prinzip einzuführen, aufgrund dessen nicht fusionswillige Gemeinden auf staatliche Subventionen verzichten müssen.

4.3.3	Die freiwilligen Gemeindezusammenschlüsse: finanzielle Förderung durch den Staat

Die Mehrheit der interessierten Privatpersonen, Gruppierungen und Gemeinden ist für eine Intensivierung der finanziellen Anstrengungen des Staates im Bereich der Förderung der freiwilligen Gemeindezusammenschlüsse. Die freiburgische CVP spricht sich in diesem Zusammenhang für eine eventuelle Verlängerung des Erlasses bezüglich der Förderung der Zusammenschlüsse aus. Die Oberamtmännerkonferenz betont, dass die Aktion des Staates zeitlich begrenzt sein soll und nicht in der Verfassung verankert werden darf.



Unter den Bürgerinnen und Bürgern sind jedoch auch zurückhaltendere Stimmen vertreten. So sind mehrere Personen der Auffassung, dass das Geld des Steuerzahlers zur Erfüllung der prioritären Aufgaben des Kantons ausgegeben werden soll, und nicht zur finanziellen Unterstützung von Gemeindezusammenschlüssen (die ja im Interesse dieser Gemeinden und ihrer Einwohner liegen). 

4.3.4	Die Stärkung des Systems der finanziellen Solidarität zwischen den Gemeinden durch ein neues Modell des interkommunalen Finanzausgleichs

Die Einführung eines neuen Modells des interkommunalen Finanzausgleichs wird mehrheitlich befürwortet, dies mit dem Ziel, die Unterschiede zwischen den finanzstarken und den finanzschwachen Gemeinden zu verringern, und um zu verhindern, dass "die Satellitengemeinden von den Zentrumsgemeinden profitieren". Eine Gemeinde schlägt sogar vor, für sämtliche Gemeinden des Kantons einen einheitlichen Steuerfuss einzuführen. Andere äussern sich nuancierter und vertreten die Ansicht, dass der Finanzausgleich an Bedeutung verlieren soll, wenn die Gemeinden fusionieren. Die freiburgische CVP und die Oberamtmännerkonferenz befürchten ihrerseits, dass die Einführung eines neuen Modells die Beibehaltung überholter Strukturen zulasse und dadurch verwaltungstechnische Restrukturierungen verhindere.



Die Gegner eines neuen Modells des interkommunalen Finanzausgleichs weisen darauf hin, dass es ungerecht ist, die finanzstarken Gemeinden, denen es gelungen ist, eine effiziente und gesunde Verwaltung aufzubauen, noch stärker zur Kasse zu bitten.

4.3.5	Die Stärkung der interkommunalen Zusammenarbeit

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer reagieren eher positiv auf die Idee, die Möglichkeit der Förderung von interkommunalen Zusammenschlüssen in einer Verfassungsbestimmung zu verankern. Ein Bürger wünscht zum Beispiel, dass diese Art des Zusammenschlusses auf finanzieller, administrativer und sozialer Ebene unterstützt wird. Eine Bürgerin möchte, dass die Verfassung Instrumente vorsieht, um die Repräsentativität und die Demokratie in den Gemeindeverbänden zu verbessern, da diese sonst nur als "Camouflage" dienen. Auch die freiburgische CVP spricht sich für eine diesbezügliche Verfassungsbestimmung aus, sofern ihr Wortlaut allgemein gehalten wird.



Mehrere Privatpersonen, Gruppierungen und Gemeinden lehnen diesen Vorschlag dagegen ab, mit der Begründung, dass es den Gemeinden frei stehen soll, bestimmte Aufgaben allein oder mit anderen zusammen wahrzunehmen, und dass zahlreiche Gemeinden bereits heute hervorragend zusammenarbeiten. Eine neue Verfassungsbestimmung bezüglich der Stärkung solcher Zusammenschlüsse ist deshalb unnötig.

4.3.6	Die Aufgabenteilung zwischen Staat und Gemeinden

Die Mehrheit der Privatpersonen und der Gemeinden wünscht, dass bestimmte Aufgaben im Rahmen der Aufgabenteilung zwischen dem Kanton und den Gemeinden nur den Gemeinden übertragen werden, die diese auch wahrnehmen können. Dazu müsste präzise festgelegt werden, welche Aufgaben welchen Organen übertragen werden. Eine Gemeinde vertritt die Ansicht, dass die Gemeinden, die mehr Aufgaben übernehmen als andere, eine finanzielle Unterstützung erhalten sollen.



Die Hälfte der Privatpersonen, die meisten Gruppierungen und einige Gemeinden zeigen sich dagegen bezüglich einer solchen Lösung sehr zurückhaltend. Insbesondere können sie ein System, das zu Ungleichheiten zwischen den Gemeinden führt, nicht unterstützen (Befürchtung der Institutionalisierung von Gemeinden zweiter Klasse). Aus diesem Grund schlägt eine Bürgerin vor, bestimmte grundlegende Aufgaben (im Bereich des Schul- und des Gesundheitswesens) zu zentralisieren, anstatt sie nur den Gemeinden zu übertragen, die sie auch wahrnehmen können.

5.	Die Regionen

5.1	Kontext

Sowohl die heutigen kantonalen Strukturen als auch die geltende Gemeindeordnung weisen eindeutige Schwachpunkte auf: Unklarheit des Verfassungsauftrags der Oberamtmänner, Diskrepanz zwischen den bestehenden Strukturen und der Entwicklung des Kantons, geringe Gemeindegrösse, Komplexität der öffentlichen Aufgaben usw. Angesichts dieser Situation werden seit mehreren Jahren eine Reihe von Massnahmen ergriffen. Ohne die Wirksamkeit solcher Vorkehrungen in Zweifel zu ziehen, bleiben viele Fragen offen. Aus diesem Grund ist es angezeigt, neue Konzepte wie beispielsweise das Konzept der "Region" zu prüfen.

Der Begriff der Region bezieht sich heute in erster Linie auf die Geografie. Man könnte sie als Gebiet definieren, das aufgrund seiner natürlichen oder menschlichen Gegebenheiten eine Einheit bildet. Der Begriff ist jedoch im Schweizer und freiburgischen Recht nicht eindeutig: Je nach Aufgaben und Anwendung der entsprechenden Gesetze kann die Region allenfalls als administrativer Bezirk betrachtet werden.

Die neue Kantonsverfassung könnte ein neues Konzept der Region institutionalisieren und dessen Hauptmerkmale festlegen. Aus rechtlicher Sicht würde dies bedeuten, dass den Regionen die wichtigsten öffentlichen Befugnisse übertragen werden, die gegenwärtig von den Gemeinden wahrgenommen werden, und letzteren die sogenannten Residualbefugnisse zu überlassen (zum Beispiel das Bürgerrecht, die Verwaltung ihres Besitzes oder andere Aufgaben, die ihnen von der Region übertragen werden). Bei diesem Modell der Verwaltungsorganisation würde die Region eine typische dezentralisierte Gebietskörperschaft mit eigenen Befugnissen bilden. Sie würde neben einer Verwaltung auch über eine Legislative und eine Exekutive verfügen. Die Mitglieder dieser Organe würden von der regionalen Bevölkerung gewählt. Die Gemeinden würden dagegen zu einfachen Verwaltungsbezirken der Region werden und nur noch über administrative Organe verfügen. Entscheidet man sich für dieses Konzept der Region, müssten in der neuen Verfassung Mindestkriterien zur Grösse und Einteilung der Regionen festgelegt werden. So könnten zum Beispiel "Grossregionen" geschaffen werden, die sich an den Grenzen der gegenwärtigen Bezirke orientieren, oder "Kleinregionen", die sich an die Grenzen der Friedensgerichtskreise anlehnen.



Das skizzierte Konzept der Region würde eine grosse Bresche in unser traditionelles Kommunalsystem schlagen. Es würde es jedoch erlauben, die Aktivitäten der verschiedenen Regionen zu dynamisieren. Es würde auch mehr Klarheit in die Aufteilung der Geschäftsführung zwischen Exekutive und Legislative bringen und das durch die Gemeindeverbände entstandene Demokratiedefizit aufwiegen. Auf kantonaler Ebene dürfte es eine bessere Kohärenz bei der Aufgabenteilung zwischen Kanton und Region gewährleisten.



Aufgrund der beträchtlichen Auswirkungen, die eine etwaige Institutionalisierung der Regionen zeitigen würde, ist die freiburgische Bevölkerung gebeten worden, sich sowohl zum Prinzip dieses Vorschlags (Frage 18) als auch, im Falle einer Befürwortung, bezüglich der Anzahl und Grösse dieser Regionen zu äussern (Frage 18a).



5.2	Fragen und Antworten

Frage 18: Sollte das unter IV.3.b beschriebene Konzept der Region in die Verfassung aufgenommen werden?
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Frage 18a: Falls ja, sollten diese Regionen:
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5.3	Bemerkungen und Vorschläge

5.3.1	Allgemeines

Die Antworten auf Frage 18 zeigen, dass die Teilnehmerinnen und Teilnehmer eher gegen die Einführung des beschriebenen Konzepts der Region sind. Eine nähere Analyse der Ergebnisse lässt jedoch erkennen, dass der Vorschlag von den Privatpersonen befürwortet, von den Gemeinden und den politischen Parteien dagegen abgelehnt wird. 



Frage 18a war in erster Linie an die Befürworter einer Schaffung "neuer" Regionen gerichtet. Die interessierten Teilnehmer haben sich hinsichtlich der Anzahl der zu schaffenden Regionen geäussert und sich dabei für die Einteilung des Kantonsgebiets in drei oder vier Regionen ausgesprochen. 

5.3.2	Befürworter 

5.3.2.1	Grundsatz

Die Privatpersonen und Gemeinden, die sich für das Konzept der Region aussprechen, geben mehrere Argumente an.

Die Bildung von Regionen würde die Gewährleistung einer besseren Kohärenz bei der Aufgabenteilung zwischen Kanton und Region erlauben.

Auch wäre es einfacher, motivierte Mitglieder für die Regionalbehörden als für die Gemeindebehörden zu finden.

Schliesslich würde die Bildung von Regionen faktisch eine bereits bestehende Realität institutionalisieren: Tatsächlich werden bereits zahlreiche Aktivitäten (z.B. im Bereich von Kultur und Sport) auf regionaler Ebene organisiert. Auch führen die häufigen Bevölkerungsverschiebungen innerhalb einer Region dazu, dass die Leute nicht mehr so stark mit ihrer Gemeinde verbunden sind wie früher.



Einige Bürger und Gemeinden machen ihre Annahme des Projekts jedoch von Bedingungen abhängig:

Mehrere Privatpersonen sind zum Beispiel dagegen, dass die Schaffung von Regionen zur Aufhebung der Autonomie der Gemeinden führt.

Ein Bürger möchte, dass die Einführung des Konzepts der Region von einer Machbarkeitsstudie begleitet wird, die die Kosten des Projekts aufzeigt.

Eine Gemeinde schliesslich weist darauf hin, dass die Regionen ihre Funktion nur dann erfüllen können, wenn die Zahl der "kommunalen Verwaltungsbezirke" gering gehalten wird. Die Verwaltungsbezirke müssten eine in der Verfassung festgeschriebene Mindestgrösse oder minimale Einwohnerzahl (zum Beispiel 3’000) aufweisen. Somit sei es ratsam, das Ende der gegenwärtigen Fusionswelle abzuwarten, bevor das Konzept der Region eingeführt wird.

5.3.2.2	Grösse der Regionen

Die meisten Teilnehmerinnen und Teilnehmer wünschen die Schaffung von drei bis vier Regionen für das gesamte Kantonsgebiet. Eine Minderheit würde es vorziehen, dass sie sich ungefähr an die heutigen Verwaltungsbezirke oder Bezirksunterteilungen anlehnen. 



Daneben schlagen mehrere Bürger und Gemeinden andere Lösungen vor.

Eine Person ist der Ansicht, dass man sich nicht auf die gegenwärtigen Gebietsstrukturen stützen, sondern die Grösse der Regionen in Abhängigkeit von geografischen und soziokulturellen Kriterien festlegen soll.

Mehrere Gemeinden weisen ihrerseits darauf hin, dass die Regionen nicht auf das Kantonsgebiet beschränkt bleiben sollen. Um insbesondere im europäischen Kontext glaubwürdig zu sein, müssten sie suprakantonal angelegt werden. 

5.3.3	Gegner

Die Mehrheit der Gemeinden und Parteien sowie einige Bürger und Gruppierungen sind gegen die Schaffung von Regionen.

Eine Gemeinde betont, dass "diese Regionen zu grosse und übermässig zentralisierte Einheiten bilden würden, neben denen die Gemeinden nicht bestehen könnten".

Eine andere Gemeinde hebt hervor, dass die Aufgaben über die Strukturen gestellt werden müssen: Wenn es notwendig ist, eine Aufgabe regional wahrzunehmen, sollte ganz einfach die Möglichkeit dazu bestehen. 

Die Oberamtmännerkonferenz ist schliesslich dagegen, die Bezirke durch neue Regionen zu ersetzen. Ihrer Meinung nach sollte den Bezirken mehr Gewicht beigemessen werden, da diese sich bewährt haben. Auch könnten die aktuellen Probleme eher über eine Erhöhung der Gemeindegrösse als über eine Auflösung der Bezirke gelöst werden.

6.	Territoriale Strukturen : Welche Lösungen sind zu bevorzugen?

6.1	Kontext

Die wichtigste Bedingung für die Effizienz der kantonalen Strukturen ist ihre Kohärenz. Es versteht sich von selbst, dass die meisten der vorgebrachten Vorschläge sich gegenseitig ausschliessen. Aus diesem Grund sind die interessierten Personen und Organismen darum gebeten worden, ihre Präferenz bezüglich der vorgeschlagenen Lösungen anzugeben. Die Antworten dürften dem Verfassungsrat bei den diesbezüglichen Diskussionen nützliche Anhaltspunkte geben.

6.2	Fragen und Antworten

Geben Sie an, welche der nachfolgenden Vorschläge zur Verbesserung der territorialen Strukturen Sie bevorzugen, indem Sie eine der folgenden "Noten" in die Felder eintragen:

		1 = starkes Interesse

		2 = mässiges Interesse

		3 = geringes Interesse



Vorschlag 1: Es sollte der Status quo mit etwaigen kleineren Anpassungen privilegiert werden.



�Starkes Interesse�Mässiges Interesse�Geringes Interesse�Keine Antwort��Private�5�8�23�2��Politische Parteien�1��1�1��Versch. Gruppierungen�1�1�3���Gemeinden �16�8�14�3��



Vorschlag 2: Es sollte eine neue Einteilung der Bezirke erwogen werden.



�Starkes Interesse�Mässiges Interesse�Geringes Interesse�Keine Antwort��Private�21�7�7�3��Politische Parteien�2��1���Versch. Gruppierungen�2��2�1��Gemeinden �12�11�16�2��



Vorschlag 3: Die Zahl der Bezirke sollte gesenkt werden.



�Starkes Interesse�Mässiges Interesse�Geringes Interesse�Keine Antwort��Private�13�10�11�4��Politische Parteien�1��2���Versch. Gruppierungen�2�1�2���Gemeinden �11�8�20�2��



Vorschlag 4: Es kann eine Auflösung der Bezirke erwogen werden.



�Starkes Interesse�Mässiges Interesse�Geringes Interesse�Keine Antwort��Private�8�11�16�3��Politische Parteien�1��2���Versch. Gruppierungen�1�1�3���Gemeinden �5�4�30�2��



Vorschlag 5: Die Rolle der Bezirke als Zwischenorgane sollte "institutionalisiert" oder verstärkt werden. (Wird dieses Konzept eingeführt, so werden die Bezirke als solche aufgelöst).



�Starkes Interesse�Mässiges Interesse�Geringes Interesse�Keine Antwort��Private�9�8�17�4��Politische Parteien�1��1�1��Versch. Gruppierungen�3��2���Gemeinden �7�9�22�3��



Vorschlag 6: Die Förderung von Gemeindezusammenschlüssen sollte privilegiert werden.



�Starkes Interesse�Mässiges Interesse�Geringes Interesse�Keine Antwort��Private�21�11�6���Politische Parteien�2�1����Versch. Gruppierungen�3�2����Gemeinden �22�13�4�2��



Vorschlag 7: Die Instrumente zur interkommunalen Zusammenarbeit sollten verstärkt werden.



�Starkes Interesse�Mässiges Interesse�Geringes Interesse�Keine Antwort��Private�21�10�6�1��Politische Parteien�3�����Versch. Gruppierungen�3�2����Gemeinden �24�9�6�2��



Vorschlag 8: Die Instrumente des interkommunalen Finanzausgleichs sollten verbessert werden.



�Starkes Interesse�Mässiges Interesse�Geringes Interesse�Keine Antwort��Private�20�9�8�1��Politische Parteien�1�1�1���Versch. Gruppierungen�3��2���Gemeinden �26�7�7�1��



Vorschlag 9: Das neue Konzept der Region als wichtigste dezentralisierte öffentlich-rechtliche Körperschaft sollte in die Verfassung aufgenommen werden, wobei die Gemeinden mit bestimmten Aufgaben beizubehalten sind.



�Starkes Interesse�Mässiges Interesse�Geringes Interesse�Keine Antwort��Private�16�10�9�3��Politische Parteien��1�2���Versch. Gruppierungen�2�1�2���Gemeinden �9�2�26�4��6.3	Bemerkungen

6.3.1	Allgemeines

Mit dem ersten Vorschlag soll abgeklärt werden, ob die konsultierten Personen und Gruppierungen unabhängig von konkreten Massnahmen in Sachen territoriale Organisation am Status quo festhalten wollen.



Aus den Antworten geht hervor, dass die Gemeinden mit dem Status quo mehrheitlich zufrieden sind. Aus diesem Grund äussern sie sich eher für einfache Anpassungen des gegenwärtigen Systems. Auch zeigen die Antworten auf die Vorschläge 2 bis 9 auf, dass die öffentlich-rechtlichen Gebietskörperschaften tiefgreifende Änderungen eher ablehnen.



Eine Minderheit der Gemeinden sowie eine klare Mehrheit der Privatpersonen und Gruppierungen würden eine Änderung dagegen eher befürworten und zeigt nur ein geringes Interesse daran, den Status quo zu privilegieren.

6.3.2	Die Bezirke

Die Vorschläge 2 bis 5 betreffen die Bezirke. Allgemein scheint nur der Vorschlag einer Neueinteilung der Bezirke bei der Mehrheit der Teilnehmerinnen und Teilnehmer auf starkes Interesse zu stossen. Man zeigt sich wenig geneigt, die Zahl der Bezirke zu verringern, sie aufzulösen oder sie als Zwischenorgane zwischen dem Kanton und den Gemeinden zu institutionalisieren. 



Diese Feststellung muss jedoch nuanciert werden, da sich die Ergebnisse der Gemeinden und der Privatpersonen nicht immer decken. So zeigen sich die Gemeinden in Bezug auf sämtliche vorgeschlagenen Massnahmen wenig enthusiastisch, während die Projekte einer Neueinteilung und einer Reduktion der Zahl der Bezirke bei den Privatpersonen und Gruppierungen auf grosses Interesse stossen. Dagegen finden die Projekte der Auflösung und der Institutionalisierung der Bezirke als Zwischenorgane weder bei den Gemeinden noch bei den Privatpersonen Anklang.



Ein weiterer Vergleich kann mit den Antworten auf die Fragen 4 bis 8 (siehe Punkte 2.3.1.ff) angestellt werden. Diesbezüglich sind folgende Punkte hervorzuheben:

Massnahmen, die von einer Mehrheit der Teilnehmer im Rahmen der Fragen 4 bis 8 befürwortet worden sind, werden im Allgemeinen auch im Rahmen des vorliegenden Kapitels als sehr interessant eingestuft (siehe die Ergebnisse zur Idee einer Neueinteilung der Bezirke).

Ideen, die abgelehnt worden sind, stossen auch hier nur auf geringes Interesse (siehe die Antworten zur Auflösung oder Institutionalisierung der Bezirke).

Der Fall einer möglichen Reduktion der Zahl der Bezirke stellt diesbezüglich eine Ausnahme dar. Während nämlich 48 Teilnehmerinnen und Teilnehmer (darunter eine knappe Mehrheit der Gemeinden) für eine solche Reduktion sind, erachten sie nur gerade 27 als wichtig. 

6.3.3	Die Gemeinden

Die Vorschläge 6 bis 8 beziehen sich auf mögliche Massnahmen, um die Arbeitsweise und die Effizienz der Gemeindestrukturen zu verbessern : Förderung von Gemeindezusammenschlüssen sowie Stärkung der Instrumente der interkommunalen Zusammenarbeit und der Instrumente des interkommunalen Finanzausgleichs.



In diesem Zusammenhang ist zu erwähnen, dass sämtliche vorgeschlagenen Massnahmen sowohl bei den Privatpersonen als auch bei den Gemeinden und Gruppierungen auf starkes Interesse stossen. Dies zeigt, dass die im ersten Teil dieses Dokuments mit grosser Mehrheit angenommenen Massnahmen (Fragen 13, 15 und 16), als komplementäre Massnahmen betrachtet werden, die durchaus nebeneinander bestehen können. 

6.3.4	Die Regionen

Die Antworten auf Vorschlag 9 entsprechen im Grossen und Ganzen den Antworten auf die Frage 18 (in Bezug auf die Annahme oder die Ablehnung der Idee der Region im freiburgischen Recht). So stösst der Vorschlag, das Konzept der Region in der Verfassung zu verankern bei den Teilnehmern insgesamt und bei den Gemeinden im Besonderen auf wenig Begeisterung. Die Bürgerinnen und Bürger stufen ihn dagegen mehrheitlich als sehr interessant ein.

6.3.5	Zusammenfassung

Die Mehrheit der Teilnehmerinnen und Teilnehmer findet, dass die territorialen Strukturen verbessert werden sollen und dass eine einfache Anpassung des gegenwärtigen Systems nicht ausreicht. Die Gemeinden zeigen sich dagegen gegenüber tiefgreifenden Änderungen mehrheitlich zurückhaltend und würden sich mit dem Status quo mit einigen kleineren Änderungen begnügen. 



Von den vorgeschlagenen Massnahmen ziehen die Privatpersonen, Gruppierungen und Gemeinden jene vor, die sich auf Gemeindeebene auswirken. Es wird gewünscht, dass der Kanton seine diesbezüglichen Anstrengungen weiterführt: Förderung der Gemeindezusammenschlüsse, Stärkung der interkommunalen Zusammenarbeit und des interkommunalen Finanzausgleichs.



Was die regionale Dimension betrifft, gehen die Meinungen auseinander. 

Während die Mehrheit der Teilnehmer für eine Neueinteilung der Bezirke und eine Reduktion ihrer Zahl ist, stufen nur die Privatpersonen eine solche Reduktion als sehr interessant ein. Weiter stossen die Projekte zur Auflösung der Bezirke oder zu ihrer Umwandlung zu Zwischenorganen zwischen dem Kanton und den Gemeinden kaum auf Interesse. 

Schliesslich lehnen die meisten Gemeinden und politischen Parteien das Konzept der "neuen" Region ab, während die Privatpersonen dieses Projekt als sehr interessant einstufen und es einer Institutionalisierung der Bezirke als Zwischenorgane vorziehen - ein Grund für den Verfassungsrat, das Konzept der Region bei den Diskussionen zur Totalrevision der Verfassung vielleicht dennoch weiter zu verfolgen.
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